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Vertraulich ! 

 

M i n i s t e r r a t s p r o t o k o l l  N r .  3 3  

vom 17. Jänner 1921 

 

Anwesend: 

Bundeskanzler Dr. M a y r, Vizekanzler B r e i s k y sowie die Bundesminister Dr. 

G l a n z, P a l t a u f, H a u e i s, H e i n l, Dr. P e s t a und Dr. G r ü n b e r g e r. 

 

Zugezogen: 

Vom Bundesministerium für Finanzen: Sektionschef Dr. J o a s und Ministerialrat Dr. 

B a e r n k l a u. 

 

Vorsitz: 

Bundeskanzler Dr. M a y r 

 

Dauer: 18.30 – 20.30 

 

Reinschrift (3 ½ Seiten), Konzept, Präsenzliste, einfaches Stenogramm, kein 

Beschlussprotokoll. 

 

I n h a l t: 

Regierungserklärung für die Enquête über die Ursachen der Teuerung und die 

Regierungsmaßnahmen zu deren Bekämpfung. 

 

Beilagen: 

Beilage, Bundeskanzleramt, ohne Zahl, niedergelegter Standpunkt der Regierung zu einer 

Verständigung beim Streik der Angestellten der Post-, Telegraphen- und Telephonverwaltung 

(1 Seite) 

 

Regierungserklärung für die Enquête über die Ursachen der Teuerung und die 

Regierungsmaßnahmen zu deren Bekämpfung. 

Vizekanzler B r e i s k y führt aus, daß in der heutigen Sitzung der Enquête über die 

Ursachen der Teuerung und die Regierungsmaßnahmen zu deren Bekämpfung die Vertreterin 
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des Reichsverbandes der Hausfrauenorganisationen Österreichs Frau F r e u n d - M a r k u s 

die Einsetzung eines engeren Komitees beantragt habe, dem die Aufgabe zufallen solle, die 

im Laufe der Beratungen vorgebrachten Anregungen zu formulieren und als 

Resolutionsanträge an die Regierung zu leiten. Frau Nationalrat F r e u n d l i c h habe dazu 

den Abänderungsantrag gestellt, die Regierung aufzufordern, der Enquête Vorschläge für die 

Zusammensetzung des Komitees zu erstatten. In dieser Form habe der Antrag auch tatsächlich 

Annahme gefunden. 

Redner führt des weiteren aus, daß in der Enquête auch wiederholt der Wunsch laut 

geworden sei, die Regierung möge in einer programmatischen Erklärung ihre Stellungnahme 

zu den hauptsächlichsten hier in Betracht kommenden Fragen zum Ausdrucke bringen. 

Redner glaube, daß sowohl der Anregung auf Erstattung eines Vorschlages der Regierung 

für die Einsetzung eines Komitees wie auch dem Wunsche nach Abgabe einer 

Regierungserklärung Rechnung getragen werden solle und erbitte in beiden Beziehungen eine 

Äußerung des Ministerrates. 

In der anschließenden Debatte tritt die übereinstimmende Auffassung des Ministerrates 

zutage, daß es sich empfehle, die Enquête in der morgigen Sitzung mit einer 

Regierungserklärung abzuschließen, die auch die Vorschlüge für die Zusammensetzung des 

engeren Komitees zu enthalten hätte. In der Regierungserklärung wäre die Zusicherung 

abzugeben, daß die Bundesregierung in der Zeit bis zur Erlangung der ausländischen 

Kredithilfe einen weiteren Abbau der für Getreide, die rationierte Fettmenge, Milch und in 

gewissen Belangen auch für Fleisch noch bestehenden Bewirtschaftung nicht beabsichtige. 

Allerdings könne auch die Bewirtschaftung keine volle Gewähr gegen eine Preiserhöhung der 

betreffenden Artikel bieten, da die zur Verbilligung erforderlichen Staatszuschüsse einen 

Aufwand erfordern, welchen der Staat auf die Dauer nicht zu tragen vermöge. Immerhin 

würden aber die dadurch bedingten Preiserhöhungen gewiß weit hinter den für den Fall einer 

Freigabe der betreffenden Artikel wahrscheinlichen Preisen zurückbleiben. Derartige 

Preisregulierungen sollen auch, wie dies jetzt gelegentlich der Einführung gestaffelter Brot- 

und Mehlpreise der Fall sein werde, immer nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der 

einzelnen Bevölkerungsschichten abgestuft werden und die wirtschaftlich Stärkeren mit 

wesentlich höheren Preisen belasten, als die mittleren und unteren Schichten. Die Staffelung 

der Brot- und Mehlpreise werde die enorme Belastung des Staatsschatzes an Zuschüssen zur 

Verbilligung dieser Lebensmittel erleichtern und damit eine der Hauptursachen der 

fortschreitenden Vermehrung des Banknotenumlaufes und der Entwertung unserer Währung 

beheben. Wenn nun auch infolge dieser Maßnahme mit einer Besserung der Valuta und sohin 
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einer Verbilligung der Preise im allgemeinen gerechnet werden könne, bleibe nach der allseits 

geteilten Überzeugung ein wirklicher Preisabbau aus eigener Kraft doch schlechthin 

unmöglich. Die Regierung müsse sich infolgedessen darauf beschränken, die Auswüchse der 

Preisbildung zu bekämpfen, in welcher Richtung sie bereits durch die Einbringung von 

Entwürfen für ein Gesetz gegen Preistreiberei und eines Gesetzes zur Novellierung des 

Verwaltungsstrafverfahrens sowie durch Anweisung der Kriegswucherämter zur verschärften 

Handhabung der geltenden Vorschriften die ersten Schritte getan habe. Als weitere 

Maßnahme sei die Einsetzung fliegender Kommissionen in Aussicht genommen, die unter 

Zuziehung von Vertretern der Verbraucher und des Handelsstandes in den Warenlagern 

Revisionen zur Feststellung von Warenwucher und Preistreiberei vorzunehmen haben 

werden. Schließlich sollen zur möglichsten Hintanhaltung einer Mehrbelastung des Konsums 

bei der bevorstehenden Reform der Frachttarife auf den Eisenbahnen lebenswichtige Artikel 

von der Erhöhung ausgeschlossen bleiben. Die Regierung begrüße es, durch die beantragte 

Einsetzung eines Komitees Gelegenheit zu ständiger Verbindung mit den Verbrauchern und 

den Erzeugern zu erhalten und empfehle für die Berufung in dieses Komitee nachstehende 

Persönlichkeiten: 

Aus der Gruppe der Konsumentenvertreter: 

Nationalrat E l d e r s c h, Hauptvertrauensmann der Südbahner R u ž i č k a, eventuell 

wenn dieser ablehnen sollte, Oberwerkmeister W e r n e r, Ing. H o r n, Dr. S m o l é, Frau 

F r e u n d - M a r k u s und Gendarmerie-Revierinspektor S a p l; 

aus der Gruppe der Produzentenvertreter: 

a) Handel, Gewerbe und Industrie: 

Kammerrat D e c k e r, Kammerrat S p i t z e r und Generalsekretär Dr. W e i ß; 

b) Land- und Forstwirtschaft: 

Generalsekretär Dr. W i n t e r, Präsident Dr. S c h e c h n e r und Rechtsanwalt Dr. 

N e u m a n n. 

Der Ministerrat ladet schließlich den Vizekanzler ein, gemeinschaftlich mit den 

Bundesministern für Volksernährung und für Finanzen einen Entwurf der 

Regierungserklärung auszuarbeiten und diesen vor der endgültigen Genehmigung durch den 

Vorsitzenden noch den Bundesministern für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten, für 

Land- und Forstwirtschaft und für Justiz zur Kenntnis zu bringen. 
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Protokoll Nr. 33 a vom 17. Jänner 1921 
 

1) Mayr: Mit Rücksicht auf die tagende Enquete zur Bekämpfung der Teuerung ist eine 
außerordentliche Sitzung des Ministerrates notwendig. Wir müssen sehen, dass wir gut mit 
ihnen auskommen. 
Breisky: Ich habe zu berichten, dass der heutige Tag einen argen Zusammenstoß gebracht hat 
zwischen Gessmann und den Beamtenvertretern infolge einer nicht geschmackvollen Rede 
Gessmanns. Trotz der Erklärung Gessmanns herrschte große Erregung. Die Debatte konnte 
aber wenigstens beruhigt weiter geführt werden und ich hoffe morgen auf ihren Abschluss. 
Zum Schluss wurde von Frau Freund-Markus vorgeschlagen, die Versammlung möge ein 
engeres Komitee wählen, welches aus den Gedanken bei der Enquete das Konkrete zu 
formulieren und die Forderungen an die Regierung zu präzisieren hat. Frau Freundlich 
brachte dazu den Abänderungsantrag ein, dass die Regierung aufgefordert werde, einen 
Vorschlag bezüglich der Gründung eines solchen Ausschusses zu machen und dieser 
Vorschlag wurde angenommen. Wir müssen also einen Vorschlag machen. Ich habe arge 
Zweifel, ob ein solcher Vorschlag die Zustimmung findet, aber es ist doch wenigstens eine 
gewisse Grundlage. Es sind die Gruppen der Produzenten und der Konsumenten. Die 
Konsumenten scheiden sich in soziale und nicht soziale, die Produzenten in Händler und 
Gewerbe und Landwirtschaft, wenn jeder Gruppe 2 Personen zugewiesen werden, ergeben 
sich 8 Mitglieder. Als Namen könnte man nennen (siehe gedrucktes Protokoll). Ich gebe mich 
keiner Täuschung hin, dass Musil(?) als Vorstand der Arbeitgeberorganisation auf 
Widerstand stoßen wird, aber es gibt eigentlich keinen anderen. Wenn die Frage gestellt 
werden sollte nach einem Vorschlag, könnte das vorgebracht werden. 
Angenommen. 
Es dürfte weiter die Notwendigkeit hervorkommen, insbesondere von Sozialdemokraten wird 
das urgiert, dass die Regierung eine programmatische Erklärung abgibt, was sie sich für 
Gedanken macht. Solange die Enquete läuft, ist es angebracht, nichts zu sagen und zu warten, 
wie das Ergebnis ist. Aber wir werden mit der Ablehnung nicht durchhalten. Ich bitte die 
Herren aus dem volkswirtschaftlichem Ressort, dass man eine Erklärung für morgen 
vorbereitet. 
Mayr: Die erste Frage wird die Einführung des freien Handels sein. 
Breisky: Die Redner bringen hintereinander gegenteilige Wünsche vor. Eldersch will 
Zentralwirtschaft, Gessmann verlangt freie Wirtschaft. 
Mayr: Die Regierung wird eine mittlere Linie einhalten müssen nach dem Muster von 
Deutschland. Wir haben angefragt, was dort noch staatlich bewirtschaftet wird. 

Heinl. Wir haben alle gewusst, dass aus der Enquete nichts Wesentliches herauskommt und 
der Tenor geht eigentlich dahin, dass es vollkommen unmöglich ist, das Material, das 
zusammengetragen wurde, nach Meinung der Teilnehmer sofort der Verarbeitung zugeführt 
wird. Ich haben den Gedanken jedem eingegeben und Anklang gefunden, dass aus den 
Teilnehmern ein Komitee eingesetzt wird, das unter Führung der Regierung das Material zu 
verarbeiten hätte. Die Sache erscheint noch nicht abgeschlossen und die Regierung hat in 
wesentlichen Punkten schon die Führung ergriffen hat, wie durch Preistreibereigesetz, 
schärfste Handhabung der Vorschriften durch die berufenen Organe. Die Regierung hat die 
weitere Absicht, mit dem Komitee das ständige Einvernehmen zu pflegen und den Wünschen 
nach Möglichkeit entgegenzukommen. Von vielen Seiten wird auch die außenpolitische Seite 
in den Vordergrund gerückt. Es wurde auch Anschluss an Deutschland in die Diskussion 
getragen. Da muss man mit einer diplomatischen Erklärung darüber hinauskommen. Wir 
müssen warten auf die Zusagen der Entente und wenn das nicht eintritt, wird die Regierung 
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jene Maßnahmen ergreifen müssen, damit den Wünschen der Bevölkerung Rechnung getragen 
wird. Präsident Schechner, der auf beiden Seiten anerkannt ist, wird das richtige Wort finden 
und beabsichtigt man, Pläne zur Diskussion zu stellen. Ich hoffe, dass wir die Enquete 
dadurch dahin leiten können, wo wir sie haben wollen. 
Grünberger: Ich habe aus der Enquete den Eindruck gewonnen, dass man auf den Ursprung 
der ganzen Enquete immer zurückkommen wird. Ich kann mir nicht vorstellen, dass die 
Eisenbahner und die Technische Union sich auf eine Linie drücken lassen, wo man um eine 
Erklärung der Regierung über diese Hauptfrage herumkommt. Ich möchte einen Ausweg 
vorschlagen. Ich spreche nur von meinem Ressort. Man muss verschiedene Perioden 
unterscheiden, die gegenwärtige, welche so kritisch ist, weil wir die längst versprochenen 
Kredite nicht haben. In dieser Periode ist man verpflichtet zu erklären, dass ein weiterer 
Abbau der Bewirtschaftung nicht eintreten wird. Das ist die einzige Möglichkeit des 
Augenblicks für die Niederhaltung der Preise der notwendigsten Artikel. Bei Getreide, bei der 
staatlichen Fettversorgung mit der Ration, bei Milch und in gewissen Belangen bei Fleisch, 
kann ich nicht abbauen. Wird das nicht erklärt, dann wird die Milch nicht um eine Kleinigkeit 
teurer werden, sondern 150 K. Das ist ein Punkt, den die Konsumenten wieder verlangen 
werden. Ganz anders steht die Periode, wenn wir Kredite haben. Dann sind wir nicht mehr 
verpflichtet, uns auf eine Bewirtschaftung einzuschwören. Eldersch hat heute selbst gesagt, 
wenn Kredite kommen, dann müssen sie produktiv verwendet werden. Das ist eine ganz 
andere Zeit. Aber im Augenblick wird sich eine Erklärung, dass ein weiterer Abbau der 
Bewirtschaftung nicht geplant ist, nicht vermeiden lassen. Natürlich kommt man auf die 
Schwierigkeit, dass wir bei diesen staatlichen Zuschüssen uns nicht binden können, dass 
trotzdem nicht Preiserhöhungen eintreten. Es müsste aber gesagt werden, dass diese gar nicht 
im Verhältnis zu den Erhöhungen bei Freigabe eines Artikels stehen. Durch die Staffelung der 
Lebensmittelpreise wird es aber möglich sein, die wirtschaftlich Schwächeren weniger von 
den Erhöhungen treffen zu lassen. Dann scheint es mir wichtig darauf hinzuweisen, dass ein 
wahrer Preisabbau aus eigener Kraft nicht vorgenommen werden kann, aber Auswüchse 
bereits wirksam bekämpft werden. Es ist das Preistreibereigesetz eingebracht, dann die 
Novellierung des Verwaltungsstrafverfahrens, dann die angeordnete Überwachung des 
Kriegswucheramtes. Dann möchte ich einen neuen Vorschlag vorlegen, die fliegenden 
Kommissionen unter Teilnahme von Geschäftsleuten. Dann ist die von Eldersch geforderte 
Ausscheidung gewisser wichtigster Artikel von den Tarifen. Wenn man noch an die Zölle 
denkt, dann schaut die Regierung doch nach etwas aus, und verpflichtet zu nichts, weil alles 
abgestellt ist auf die Periode der ausländischen Kredite. 
Paltauf: Ich halte die Abgabe einer Regierungserklärung als unbedingt notwendig. Sie wird 
allseits erwartet. Was den Inhalt anlangt, entsprechen die Punkte Grünbergers durchaus. 
Zum Schluss wäre zu erwähnen die Kommission, welche eingesetzt wird und in steter Fühlung 
mit der Regierung zu bleiben hätte. 
Glanz: Auch ich schließe mich Grünberger an. Wir müssen eine Erklärung abgeben und 
können an einen Abbau des Bewirtschaftungssystems nicht schreiten. Ich schließe mich auch 
dem Gedankengang Grünbergers an. 
Breisky: Ich möchte auch sagen, dass nach meiner Meinung wir schon der Eisenbahner 
wegen nicht um eine Erklärung herumkommen werden. Die Enquete als solche könnten wir 
vielleicht beenden und in ein Subkomitee verwandeln, aber die nach außen benötigte Wirkung 
lässt sich ohne Erklärung nicht erzielen. Die Delegierten müssen den Leuten eine Äußerung 
der Regierung mitbringen können. 
Heinl: Soweit mein Ressort in Frage kommt, kann ich erklären, dass wir bis auf wenige 
Artikel keine Bewirtschaftung mehr haben. Nun ist es ganz interessant, dass die 
Sozialdemokraten, welche auf der einen Seite die Bewirtschaftung verlangen, mich drängen, 
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ich soll das Volksbekleidungsamt liquidieren. Ich werde es tun, weil es keinen Sinn mehr hat. 
Auf der anderen Seite wird von den Leuten wieder eine Bewirtschaftung von Leder und 
Schuhen verlangt. Ich bin dagegen, dass wir jetzt wieder einen neuen Artikel bewirtschaften, 
weil das eine neue Belastung des Staates wäre. Getreide, Fett und zum Teil Fleisch ist eine 
andere Frage. Es wäre sehr zweckmäßig, neben dem bewirtschafteten Mehl auch ein freies 
Mehl einzuführen. Dem Staat würden Mittel erspart, wenn man ein Einheitsgebäck frei 
verkaufen könnte und alle jene, welche den Preis zahlen wollen, können es haben. 
Joas: Ich muss die Bitte vorbringen, dass die Erklärung mit Vorsicht abgefasst wird. Die 
Enquete trifft zusammen mit den Maßnahmen zur Deckung des Mehraufwands für die 
Personalforderungen, Salz, Getränke, Tabak, Frachten. Gewisse Preissteigerungen werden 
sich aus diesem Anlass nicht vermeiden lassen. Die Finanzverwaltung kann sich auch nicht 
von vornherein darauf festlegen, dass auch bezüglich der Bewirtschaftung Artikel nicht mit 
einer Preissteigerung vorgehen wird, weil die Zuzahlung nicht ins Unermessliche gehen kann. 
Beim Fleisch wäre der Abbau der Bewirtschaftung erstrebenswert. In Steiermark ist die 
Auflösung bereits ein bestimmtes Programm. Ein Vertreter der Handelskammer hat mitgeteilt, 
die Kammer will selbst ein Komitee einsetzen zum Studium der Frage. Die Regierung wird 
Anregung und Vorschlag des Komitees dankbar annehmen. 
Grünberger: Ich möchte Heinl sagen, die Idee des freien Gebäcks ist unhaltbar. 
Haueis: Ich muss erwähnen, dass die Landesvertreter in der heutigen Enquete und in der 
Nationalversammlung und auch sonst verlangen, dass die Landwirte die größte Abneigung 
gegen die Zwangsbewirtschaftung haben. Nach meiner Überzeugung wirkt die 
Zwangsbewirtschaftung als Hemmung für die Produktion. Man baut nur das, was man für 
sich braucht. Darum glaube ich aber, dass man, wenn man von der Aufrechterhaltung der 
Bewirtschaftung in der Landwirtschaft spricht, man nur sehr vorsichtig das ausdrückt. Was 
das Brot anlangt, so ist es vielleicht doch am Platz den Besserbemittelten zu erlauben, das 
Mehl zur Broterzeugung sich selbst zu beschaffen. 
Mayr: Ob es nicht klüger ist, wenn wir 2 Perioden unterscheiden. 
Grünberger: Ich befinde mich in Übereinstimmung mit der Ansicht Haueis. Ich werde 
nächsten Monat die Verhandlungen über die neuerliche Bewirtschaftung beginnen. Ich muss 
mich heuer auf den Standpunkt stellen, dass mit dem bisherigen Getreidepreis nicht 
gearbeitet werden kann. Das steht im Referat Goode. Wenn die Landwirtschaft gegen die 
Bewirtschaftung ist, so spricht sie sich hauptsächlich gegen die Preisbildung aus. Die 
tatsächliche Verwendung des Mehls bleibt der Landwirtschaft gleichgültig. Bei 45 K 
Weltmarktpreis sind 10 K Übernahmspreis nicht berechtigt. 
Haueis: Es wird eine große Angleichung der Übernahmspreise für Getreide an die 
Weltmarktpreise eintreten müssen. In verschiedenen Ländern lässt man auch die 
Fleischbewirtschaftung auf. Es ist heute nicht auf die Einzelheiten einzugehen, nicht zu sagen, 
welche Artikel unter Bewirtschaftung bleiben sollen. 
Mayr: Im Großen und Ganzen herrscht Übereinstimmung der Anschauung, dass eine 
Erklärung abgegeben werden soll, sehr vorsichtig abzufassen, 2 Perioden, eine gegenwärtige, 
welche einen weiteren Abbau, solange wir keinen Kredit haben, bei Getreide, staatlicher 
Fettversorgung, Milch und in gewissen Belangen bei Fleisch, nicht statthaft erscheinen lässt 
und wenn Kredit kommt ist ein weiterer Abbau möglich. Das müsste entsprechend formuliert 
sein. Dann wäre ein wirklicher Preisabbau, welcher aus inneren Gründen undurchführbar, zu 
erklären und die Mittel anzugeben, gegen Auswüchse einzuschreiten (Preistreibereigesetz, 
Novellierung des Strafverfahrens, Arbeit des Wucheramtes, fliegende Kommissionen, 
Ausscheidung von Lebensmitteln bei Tarifsätzen, allenfalls auch bei Zöllen). Dann ist 
Regierung bereit, eine ständige Kommission einzusetzen. Verschärfung des Schutzdienstes zur 
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Verhinderung des Schmuggels. Dann ist noch zu fragen die Abschaffung des Goldzolles für 
Kaffee und Tee. 
Joas: Der ist erst jetzt eingeführt worden. 
Grünberger: Bei mir sind die Klagen über den Goldzoll Kaffee zu Dutzenden eingelangt. Ich 
muss gestehen, dass die Argumente der Eisenbahner in einem gewissen Punkt berechtigt sind. 
Wenn die Regierung bei dem Zoll bleibt, werden sie es den Eisenbahnern in anderer Form 
wieder zahlen müssen. Die Eisenbahner haben gesagt, dass für sie der Kaffee eine 
Notwendigkeit ist. Beim Nachtdienst. Und sie erklären, sie können keinen Kaffee mehr kaufen, 
sie verlangen, dass ihnen die Verteuerung infolge des Goldzolles auf anderem Wege wieder 
ersetzt wird. 
Joas: Die Forderung des Kaffeezolles in Gold bringt einer Verteuerung von 30-40 K per kg, 
die stets vom Stand der Valuta abhängt und täglich verschieden ist. Ich muss sagen, es wird 
für die Finanzverwaltung schwer sein, die Käufe zu den unnotwendigen Bedarfsartikeln zu 
zählen, insolange wir die große Schwierigkeit haben mit der Aufbringung der Valuta für das 
Getreide. Während des Krieges wurde der Kaffee als Luxusartikel betrachtet. Während des 
Krieges ist die Surrogatkaffee-Erzeugung sehr gefördert worden, die Qualität des 
Surrogatkaffees ist sehr vervollkommnet worden. Ich hätte daher Bedenken, dass die 
Regierung den Goldzoll für Kaffee und Tee fallen lässt. Es handelt sich weniger um die 
unmittelbare finanzielle Wirkung als die Verhinderung der Einfuhr zur Schonung der Valuta. 
Die Goldzollzahlung hat den Zweck einerseits die Einfuhr zu hindern und die fremde Valuta 
aus Stellen hervorzuziehen, von wo sie anderwärts nicht zu bekommen ist. 
Haueis: Es wäre eine günstige optische Wirkung, wenn man den Frauen das Quantum Kaffee 
sicherstellen würde. Etwas, das man als Ergebnis der Enquete hinstellen kann. 
Grünberger: Ich will in diesem Punkt keinen Antrag stellen und nicht mit dem Finanzamt 
polemisieren. Ich betrachte die Sache nur mit den Augen des Konsumenten. Früher war der 
Kaffee beschränkt zur Einfuhr zugelassen, der Zoll war gering und den wenigen Kaffee hat 
man zu erschwinglichen Preisen bekommen. Der Kaffee ist jetzt zwar frei, aber der Goldzoll 
steigert den Preis ins Unerträgliche. Ob man uns das gutschreiben will, weiß ich nicht. Der 
Reiche kann Kaffee kaufen, was er will, der Arme nicht. 
Mayr: Wäre keine Möglichkeit, dass man es der morgigen Enquete anheim stellt zu 
beschließen und die Regierung das zusagt. 
Heinl: Eine Zusage der Regierung wirkt ganz anders und es müsste gehen. Das kann nicht so 
viel ausmachen. 
Mayr: Inzwischen könnte ich die einstimmige Anschauung über die vorgetragenen Punkt 
feststellen. Es würde sich um die Formulierung handeln. 
Grünberger: Ich beantrage, dass Breisky einvernehmlich mit mir und Finanzamt und Verkehr 
einen Entwurf machen sollen, den wir vor endgültiger Genehmigung den Herren Heinl, 
Haueis und Paltauf zeigen werden. 
Mayr: Breisky wird gelegentlich des Dankes an die Delegierten die Erklärung abgeben als 
Resümee. 
Breisky: Es ist die Gefahr, dass die Enquete wieder aufflackert. 
Heinl: Es kann sich herausstellen, dass in der Debatte ein Redner eine Anregung gibt, die in 
das Konzept einbezogen werden könnte. Es wird dann nur die Art der Formulierung sein, zu 
sagen, dass die Regierung das und jenes zu machen, und wird mit dem eingesetzten Komitee 
in allen Fragen das ständige Einvernehmen pflegen. 
Haueis: Sektionschef Binder (?) hat vorgeschlagen, es würde bei der Bevölkerung günstig 
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wirken, wenn man Karte herstellt, in dem die Partei nur darauf zu schreiben braucht, bei 
einem bestimmten Kaufmann eine Preistreiberei festzustellen. 
Baernklau: Die Enquete steht in Zusammenhang mit der Streikbewegung. Es ist vielleicht 
möglich, dass der Inhalt der Erklärung manchem Teilnehmer als zu dürftig erscheinen 
könnte. Ich möchte Grünberger empfehlen, dass man darauf hinweist, dass durch Staffelung 
der Lebensmittelpreise und die dadurch bedingte Erhöhung der Preise bei den mittleren und 
obersten Kreisen ein Abbau der Noteninflation eintritt und dass wir vielleicht dadurch einen 
Preisabbau erzielen, der vielleicht besser wirkt als Einzelmaßnahmen. 
Pesta: Für die Erklärung bitte ich darauf hinzuweisen, dass schon bei der seinerzeitigen 
Tarifreform Oktober (20) für die lebenswichtigsten Artikel und Bedarfsgegenstände wie Brot, 
Milch, Gemüse, Kartoffel, Ausnahmetarife eingeführt wurden, die gegenüber der Zeit vor 15 
eine 40-80%ige Tariferhöhung brachten. Auch bei der letzten Erhöhung sind diese 
lebenswichtigsten Gegenstände neuerdings unberührt geblieben. 
Mayr: Wegen der Brotstaffelung.  ½ 8 Uhr 

 
























































































































































